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1.	Patt in der Genfer Abrüstungskonferenz

Ein „Vertrag zur Beendigung der Produktion von 
Spaltmaterial für Kernwaffenzwecke“ könnte eine 
Schlüsselrolle in der nuklearen Abrüstung spielen. Leider 

gibt es ihn noch nicht, obwohl er ursprünglich seit 1996 in 
der Genfer Abrüstungskonferenz ausgehandelt werden sollte.1 
Seit Jahrzehnten sind alle Versuche, mit den Verhandlungen 
zu beginnen, immer wieder gescheitert. Der Grund waren 
bisher fundamentale Meinungsverschiedenheiten zu der 
Frage, welche Funktionen der Vertrag haben und ob er mehr 
der Abrüstung oder der Nichtverbreitung dienen sollte. Die 
Meinungsverschiedenheiten greifen so tief, dass nicht einmal 
der Name Konsens ist: Umstritten ist etwa der Begriff „Cutoff“, 
weshalb er oft, so wie auch in diesem Beitrag, in Klammern 
gesetzt.

Kurz nach dem Ende des Kalten Krieges wurde die alte Idee einer 
Beendigung der Produktion von Spaltmaterial für Kernwaffen 
wieder belebt und die Aufnahme von Verhandlungen vorge­
schlagen.2 Die vorherrschende Meinung war, die Genfer Ab­
rüstungskonferenz (Conference of Disarmament; CD) mit den 
Verhandlungen zu beauftragen. Die Gespräche sollten direkt an 
die Verhandlungen des Teststoppvertrages (Comprehensive Test 
Ban Treaty; CTBT) anschließen, also 1996 beginnen. Die meisten 
Delegationen und Beobachter waren damals überzeugt, dass 
man den Erfolg der CTBT-Verhandlungen wiederholen könnte.

Aber es kam anders: Seit 1996 waren keine Verhandlungen 
in der CD mehr möglich. Nicht einmal eine sogenannte Ad-
hoc-Gruppe für die Verhandlungen zu diesem Thema konnte 
etabliert werden. Da die CD alle Entscheidungen nach dem 
UN-Prinzip im Konsens trifft, kann ein einziger Gegner nicht 
nur Fortschritte der Arbeit blockieren, sondern sogar jegliche 
Arbeit verhindern. Jahr für Jahr gab es Versuche, eine Ad-hoc-
Gruppe einzurichten und mit einem Verhandlungsmandat 
auszustatten. Jahr für Jahr scheiterten diese Versuche, wobei 

1	 Zur Einführung in die Thematik siehe Schaper 2011.
2	 Der Ursprung der Cutoff-Vorschläge reicht bis zum Baruch-Plan von 1946 

zurück. Seitdem wurden ähnliche Vorschläge immer wieder vorgelegt, 
aber während des Kalten Krieges nie besonders ernst genommen.

die sichtbarsten Verhinderer eines Konsenses wechselten, aber 
es gab immer mindestens einen.3

Warum ist die CD unfähig einen Vertrag auszuhandeln, den 
sich die überwiegende Mehrheit aller Staaten wünscht? Es 
ist offensichtlich, dass die Pattsituation nicht mit einer Kon­
stellation wie im Kalten Krieg erklärt werden kann. Aber ist 
die Wurzel des Dilemmas nur die Struktur der CD, die jeder 
einzelnen Delegation ein Vetorecht einräumt, das einige stets 
für eigene Partikularinteressen missbrauchen? Wenn dies die 
Erklärung wäre, hätten andere wirklich am Vertrag interessierte 
Staaten längst einen Weg aus der Sackgasse gefunden. Beispiele 
für Auswege sind ein neues Verhandlungsforum mit anderen 
Regeln, die Erhöhung des Drucks auf einzelne Widersacher, 
und Kompromissangebote, die über bisherige Positionen hi­
nausgehen. Aber viele Delegationen beharren auf der CD, 
insbesondere die Schlüsselstaaten für den FM(C)T, also die 
Kernwaffenstaaten (KWS) oder die Staaten außerhalb des Nu­
klearen Nichtverbreitungsvertrages (NVV).

Muss also die Erklärung in der Substanz des FM(C)T gesucht 
werden? Die Zahl der Streitpunkte und das geradezu funda­
mentalistische Verfechten von Standpunkten sind frappierend. 
Sie betreffen den Sinn des Vertrages, mögliche Verbotstatbe­
stände, die Verifikation und sogar – wie schon erwähnt – den 
Namen. Diese Streitpunkte bestehen seit Beginn der Blockade 
und Diskussionen mit Diplomaten zeigen, dass mehrere Dele­
gationen überhaupt nicht daran denken sich zu bewegen, um 
Kompromisse zu ermöglichen.

Oder liegt die Erklärung des Problems vielleicht noch tiefer? Ist 
vielleicht der FM(C)T nur ein Symptom für ein fundamentales 
Problem des nuklearen NV-Regimes? Dagegen könnte man 
einwenden, dass doch die Verhandlungen des CTBT relativ 
glatt verliefen. Nur zwei Jahre dauernde Verhandlungen in der 
CD haben zu einem Vertragstext geführt, obwohl der CTBT in 
vielerlei Hinsicht mit dem FM(C)T verglichen werden kann. 

Dieser Beitrag vertritt die These, dass der ausbleibende Fort­
schritt beim FM(C)T mit einem Gerechtigkeitsproblem erklärt 

3	 Siehe Schaper 2011, Kapitel 1.1. History and Politics.
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Zwar gelang es dem kanadischen Botschafter Shannon 1995, ein 
Verhandlungsmandat zu formulieren, das einerseits Bestände 
nicht erwähnt, andererseits die Möglichkeit offenlässt, in den 
Verhandlungen auch andere Themen anzusprechen. Zu einem 
Ad-hoc-Komitee führte dies jedoch nicht.

Der Konflikt mit Indien enthält bereits den Kern des Problems: 
Er ist die dem NV-Regime inhärente Diskriminierung, die ei­
nigen Staaten den Besitz von Kernwaffen erlaubt, aber allen 
anderen verweigert. Nur wenige Staaten teilten Indiens Maxi­
malposition, und Indien gab sie 1998 auch auf, nachdem es 
einige Nukleartests durchgeführt hatte. Dadurch schien sich 
ein Gelegenheitsfenster aufzutun und tatsächlich konnte gegen 
Ende des Jahres ein Ad-hoc-Komitee etabliert werden. Aber 
schon im darauffolgenden Jahr gelang es nicht mehr, dieses 
zu erneuern, denn es trat ein neuer Blockierer auf: China war 
besorgt über die amerikanischen Pläne zur Raketenabwehr, 
die es als destabilisierend für seine Verteidigung ansah und 
forderte, es müsse parallel ein Ad-Hoc-Komitee zur Begrenzung 
des Rüstungswettlaufs im Weltall eingerichtet werden, was die 
USA zurückwiesen. Mehrere Jahre war es nicht möglich, einen 
Kompromiss zu finden. Im Jahr 2003 wechselt dann der Prota­
gonist der Blockade. China gab zwar nach, aber dann erklärten 
die USA im Jahr darauf, dass der FM(C)T „nicht verifizierbar“ 
sei und sie deshalb das Shannon-Mandat nicht mehr akzep­
tierten, da es den Ausdruck „verifizierbar“ enthalte. Sie waren 
allerdings nicht in der Lage, diese Behauptung plausibel zu 
begründen. 2006 legten die USA einen eigenen Entwurf vor, 
der jedoch keinerlei Verifikation vorsah und infolgedessen von 
vielen Delegationen, auch westlichen, abgelehnt wurde. Zum 
ersten Mal wurde also die Notwendigkeit einer Verifikation eines 
FM(C)T angezweifelt, die bis dahin von allen Delegationen für 
einen selbstverständlichen Bestandteil von Rüstungskontroll­
verträgen, einschließlich des FM(C)T gehalten worden war. So 
geriet die CD in ihre vierte Patt-Situation.

Die Erwartungen waren hoch, als U.S.-Präsident Obama 2009 
sein Amt antrat. Tatsächlich sprachen sich die USA nun wie­
der für Verifikation aus. Allerdings kam wieder kein Ad-hoc-
Komitee zustande. Denn nunmehr blockierte Pakistan dessen 
Einrichtung.8 Es führte Diskriminierung als Grund an, obwohl 
es sich selbst als KWS sieht. Die Ungleichbehandlung meinte 
Pakistan im Vergleich zu Indien zu erkennen, denn die USA 
hatten Indien – obwohl nicht Mitglied im NVV – im Jahr 2005 
Kooperationen in nuklearer ziviler Technologie angeboten, 
Pakistan jedoch nicht. Der Verdacht liegt nahe, dass Islamabad 
die Blockade der CD auch als Druckmittel nutzt, um ähnliche 
Kooperationsangebote zu erhalten.

3.	Der Konflikt über die Einbeziehung der 
Bestände: ein Problem der Gerechtigkeit?

Die meisten NKWS legen Wert darauf, dass der FM(C)T auch 
der Abrüstung dient und die Diskriminierung im NV-Regime 
reduziert. Durch die Einbeziehung, also Reduzierung von Be­
ständen würde der Vertrag diesem Wunsch entgegenkommen. 
Die kategorische Zurückweisung dieses Anliegens seitens der 

8	 Meier 2009.

werden kann, das das gesamte NV-Regime betrifft. Nicht nur 
empfinden viele Nichtkernwaffenstaaten (NKWS) mehrere 
Positionen des FM(C)T als unfair, auch wächst der Groll 
wegen empfundener Ungerechtigkeiten, was die Positionen 
und Haltungen zunehmend beeinflusst. Mit dieser These 
kann auch erklärt werden, warum die CTBT-Verhandlungen 
im Gegensatz zum FM(C)T noch glatt liefen: Es ist schlicht 
eine Frage des Timings. Der CTBT kam früher als der FM(C)T 
und hatte mit einer geringeren Last an aufgestautem Unmut 
zu kämpfen.

2.	Die Geschichte des FM(C)T: eine Serie von 
Blockaden und Konflikten in der CD

Ein FM(C)T mit Variationen wurde zwar schon seit 1946 mehr­
fach vorgeschlagen, führte jedoch zu nichts, bis ein Aufruf von 
U.S.-Präsident Clinton dafür sorgte, dass man versuchte, die 
CD mit Verhandlungen zu beauftragen.4, 5 Aber nur ein Jahr 
später wurden erste Konflikte sichtbar: Insbesondere ging es 
um die Frage, ob der Vertrag nur die zukünftige Produktion 
von Spaltmaterial für Kernwaffenzwecke verbieten würde oder 
ob er auch die riesigen Halden von waffentauglichem Spaltma­
terial aus der Abrüstung reduzieren sollte, die als überschüssig 
angesehen werden. 

Es war in der CD schon seit 1996, als die Verhandlungen ei­
gentlich beginnen sollten, nicht möglich, Einigkeit über das 
Mandat für ein Ad-hoc-Komitee herzustellen.6 Einige Delega­
tionen, darunter Algerien, Ägypten, Iran und Pakistan und 
weitere Delegationen bestanden darauf, die Bestände schon 
im Mandat zu erwähnen. 

Dagegen stellten mehrere Kernwaffenstaaten (KWS) sowie 
Indien klar, dass sie ein Mandat, das Bestände auch nur er­
wähnt, nicht akzeptieren würden. Das Hauptinteresse der KWS 
bestand (und besteht) darin, die Staaten außerhalb des NVV in 
bindende Verpflichtungen einzubeziehen. Pakistan hingegen 
befand sich an vorderster Front derjenigen, die eine möglichst 
vollständige Einbeziehung der Bestände forderten. Der Grund 
war vor allem, dass Indien im Vergleich zu Pakistan über viel 
größere Mengen an Spaltmaterial verfügte. Moderate weitere 
Delegationen wollen zumindest sicherstellen, dass kein Material 
aus dem zivilen Brennstoffkreislauf zurück in den militärischen 
gelangen kann.

Indien stellte zu Beginn der Bemühungen um ein Mandat 
eine noch deutlich darüber hinausgehende Forderung auf: Das 
Verhandlungsmandat sollte nicht weniger als einen Zeitplan 
für die vollständige Abrüstung aller Kernwaffen beinhalten. 
Der Grund war Indiens Frustration über die gerade abge­
schlossenen Verhandlungen zum CTBT, in dem keine seiner 
zum Teil durchaus vernünftigen Forderungen berücksich­
tigt worden war.7 Die KWS hingegen weigern sich bis heute 
strikt, die Möglichkeit einer vollständigen Abrüstung auch 
nur erwähnt zu sehen. 

4	 Zum geschichtlichen Hintergrund siehe Schaper 2011.
5	 Ebenda.
6	 Ein Ad-hoc-Komitee ist ein Forum innerhalb der CD, das mit einem 

Verhandlungsmandat ausgestattet ist.
7	 Schaper 1996, Keller 1996.
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Die KWS sowie Indien wiederum sehen einen FM(C)T ohne 
Einbeziehung der Bestände als ideales Mittel, die nukleare 
Aufrüstung Pakistans und anderer Staaten zu begrenzen. Auch 
Äußerungen regierungsnaher Think Tanks, dass ein FM(C)T 
ohne eine Beteiligung Pakistans, Indiens, Israels und Nordkoreas 
keinen Wert habe, weisen in diese Richtung.11

Diese Begrenzung der Möglichkeiten zur nuklearen Aufrüstung 
für verschiedene Länder empfinden jedoch die meisten anderen 
Staaten als unfair und ungerecht. Dies liegt nicht zuletzt an 
den Erfahrungen mit dem NVV-Regime, das viele ebenfalls als 
ungerecht ansehen. Auch wegen dieser Erfahrungen sind bei 
einigen Staaten die Fronten verhärtet. Eine weitere einschlägige 
Erfahrung waren die Verhandlungen zum CTBT, deren Einfluss 
auf die Pattsituation in der CD im Folgenden erläutert wird.

4.	Ein Vergleich von CTBT und FM(C)T:  
ähnliche Gerechtigkeitsprobleme?

Der Konflikt über die Einbeziehung von Beständen ist ein 
Symptom für einen prinzipiellen Konflikt im NV-Regime über 
Gerechtigkeit. Der gleiche Konflikt ist auch schon im CTBT 
aufgetaucht, er trat lediglich durch andere technische Details 
zutage. Während der Konflikt im CTBT überraschend kam 
und sich erst gegen Ende der Verhandlungen zeigte, waren 
die Delegationen im Fall des FM(C)T vorbereitet. Ihr noch 
nicht verdauter Ärger über die Erfahrung während der CTBT-
Verhandlungen sorgte für Misstrauen gleich zu Beginn der 
ersten Konsultationen zum Verhandlungsmandat zum FM(C)T. 
Dass es während der CTBT-Verhandlungen nicht zu einer Blo­
ckade kam, lag einfach am Timing. Die Erfahrung in den ersten 
Verhandlungen verdarb die Stimmung für die zweiten. Dies 
soll im Folgenden genauer erklärt werden.

Schon zu Beginn der CTBT-Verhandlungen konnte man den 
Konflikt „nukleare Abrüstung versus nukleare Nichtverbreitung“ 
bemerken. Die KWS wollten in erster Linie die Weiterentwick­
lung von Sprengköpfen in Drittstaaten verhindern, die ohne 
Nukleartests nicht möglich ist. Dazu gehörten vor allem auch 
thermonukleare Sprengköpfe. Gleichzeitig wollten sie aber 
die Einschränkungen für sich selbst minimieren, d.h. weiter­
hin verschiedene technische Aktivitäten durchführen. Die 
NKWS und die Staaten außerhalb des NVV hingegen wollten 
einen Vertrag, der es auch den KWS unmöglich macht, neu­
artige Sprengköpfe zu entwickeln. Strittig war also, welche 
technischen Aktivitäten als verbotene Kernwaffentests gelten 
sollten, d.h. der Konflikt ging um qualitative Entwicklungs- 
und Weiterentwicklungsmöglichkeiten.

Das ist im Prinzip das gleiche Kernproblem wie beim FM(C)T, 
bei dem es um die quantitativen Entwicklungsmöglichkeiten 
mit Spaltmaterial geht. Im Fall des FM(C)T sind die KWS kaum 
in ihren Entwicklungsmöglichkeiten beschränkt, weil sie große 
Bestände haben, im Fall des CTBT ist es ähnlich, denn die 

11	 So zum Beispiel die prominente Nuclear Threat Initiative: “Unless all 
or most of these states participated, a fissile material cut-off would be 
of little value. The possibility of extending verification procedures to 
India, Israel, North Korea and Pakistan is viewed by many as crucial, 
as it would legally bring them into the international nonproliferation 
regime.” (NTI on FMCT).

KWS empfinden viele, nicht nur Pakistan, als ungerecht. Viele 
Staaten sind allerdings kompromissbereit, denn sie sehen selbst 
dann positive Wirkungen eines Vertrages, wenn die Bestände 
außen vor bleiben.

Man sollte allerdings klären, was unter „Einbeziehung“ ver­
standen werden kann. Es gibt eine weite Variationsbreite. Das 
eine Extrem ist die bekannte Position der KWS und Indiens, 
keinerlei Regelungen zu Beständen, also zu Spaltmaterialien, 
die vor Inkrafttreten produziert wurden, in den Vertrag aufzu­
nehmen. Bei einer solchen Vertragsgestaltung könnten diese 
Staaten also nach Belieben nuklear aufrüsten, ohne dass es den 
Vertrag tangieren würde. Das andere Extrem wäre ein Verbot 
des Besitzes von Spaltmaterial für Kernwaffen, einschließlich 
des in der Vergangenheit produzierten. Dies wäre so gut wie 
gleichbedeutend mit einem Vertrag über vollständige nukleare 
Abrüstung, der zwar wünschenswert, aber unrealistisch ist. 

Zwischen den Extremen gibt es viele Varianten: Eine Mini­
malanforderung, die breite Zustimmung unter den NKWS 
findet, ist das Prinzip der Irreversibilität. Diesem liegt das Verbot 
zugrunde, Spaltmaterial, das einmal als zivil deklariert worden 
ist, wieder in den militärischen Kreislauf zurückzuführen. Eine 
weitere Variante sind Deklarationen und die Veröffentlichung 
von Daten zu Spaltmaterialien; genauer: eine Verpflichtung 
zur Erfassung aller überschüssigen Bestände.9 Eine zusätzliche 
Option sind Verpflichtungen zur zukünftigen Reduktion der 
Bestände. 

Leider gibt es einige Delegationen, die nicht bereit sind nach 
Kompromissen zu suchen und daher auch den Verhandlungs­
beginn blockieren. Andere Delegationen scheinen sich in der 
Pattsituation bequem eingerichtet zu haben. 

Inzwischen gibt es Positionspapiere von einer ganzen Reihe 
von Staaten, die 2013 veröffentlicht wurden (UNOG 2013). 
Aus diesen geht hervor, dass zu der Gruppe der Befürworter 
einer Regelung von Beständen auch einige westliche Staaten 
gehören. Starke Regelungen fordern vor allem Algerien, Aus­
tralien, Brasilien, Finnland, Indien, Indonesien, Iran, Japan, 
der Kongo, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pakistan, Katar, 
Südafrika, Schweden, die Schweiz und die Ukraine. Andere 
formulierten ihre Wünsche vorsichtiger, indem sie Kompro­
missbereitschaft signalisieren, schlossen eine Einbeziehung 
aber nicht aus. Hierzu gehören Deutschland, Italien, Kanada, 
die Niederlande und Ungarn. Die meisten Positionspapiere 
bleiben jedoch vage in ihren Ausführungen, wie genau die 
Einbeziehung von Beständen gestaltet werden soll.

In informellen Diskussionen zitieren Diplomaten ihr 
Hauptargument:10 Da die Bestände der KWS so groß seien, 
würde ein Produktionsstopp für sie überhaupt keinen Unter­
schied machen, er würde aber die Möglichkeiten der anderen 
Staaten begrenzen. Der Nutzen wäre also nur Nichtverbrei­
tung, nicht jedoch Abrüstung. Dies empfinden sie als klare 
Diskriminierung. 

9	 Ein Beispiel für diese Art der Transparenz ist die Veröffentlichung 
der U.S.-Plutoniumbestände (U.S. DoE 1996), der U.S.-HEU-Bestände 
(U.S. DoE 2006) und eine britische Veröffentlichung zur Plutonium­
produktion (UK MoD 2006).

10	 Die Autorin hat seit 1995 an zahlreichen Seminaren, Diskussionen, 
Konsultationen und informellen Gesprächen zum FM(C)T mit Diplo­
maten teilgenommen.
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Abrüstungsziel nicht wirklich verfolgen, sondern stattdessen 
die Ungleichheit zementieren wollten. Zwar ist Indien nun 
nicht mehr Protagonist, weil es sich selbst als KWS sieht, aber 
an seine Stelle sind andere getreten.

5. 	Der Konflikt um Nuklearbrennstoff für 
Schiffs- und U-Boot-Antriebe: auch eine 
Gerechtigkeitsfrage?

Der FM(C)T wirft noch einige weitere Konflikte auf, die ebenfalls 
das Potenzial haben, die Wahrnehmung von Ungerechtigkeit 
zu befeuern. Einer davon ist die Frage, ob die zukünftige Pro­
duktion von Spaltmaterial zwar nicht für Kernwaffen, aber für 
andere militärische Zwecke, etwa als Brennstoff für U-Boot- und 
Schiffsreaktoren, ebenfalls verboten werden soll. Ein FM(C)T 
soll verifizierbar sein, damit jede illegale Abzweigung entdeckt 
wird. Dies wird jedoch schwierig, wenn nicht unmöglich im 
Fall von Brennstoff für militärische U-Boot-Reaktoren. Die tech­
nischen Details von U-Boot-Reaktoren werden nämlich streng 
geheim gehalten und ein Zugang zu dem hierfür verwendeten 
Brennstoff wäre auf viele Jahre, wenn nicht gar Jahrzehnte 
hinaus unmöglich. Damit entstünde eine Lücke im Vertrag, 
denn es könnte weiterhin Nuklearmaterial produziert werden 
und niemand könnte dessen Verwendungszweck überprüfen.

Eine ähnliche Lücke gibt es auch im NVV, der es NKWS er­
laubt, Nuklearmaterial der Überwachung der Internationalen 
Atomenergie-Organisation (IAEO) zu entziehen, falls sie es für 
militärische Zwecke mit Ausnahme von Kernwaffen verwenden 
wollen (Moltz 2008). Eine befriedigende Regelung hinsichtlich 
der Modalitäten besteht nicht. Es gibt auch noch keinen Prä­
zedenzfall. Artikel 14b von INFCIRC/15313 sieht nur vor, dass 
es Regelungen für diesen Fall geben soll. Eine Einigkeit besteht 
lediglich dahingehend, dass es Regelungen für diesen Fall geben 
soll. Diese sind aber noch nie spezifiziert worden. Die Verifi­
kationslücke könnte unter Umständen Jahrzehnte andauern.

Ende der 1950er Jahre, als es den NVV noch gar nicht gab, hat 
es einige Versuche von NKWS, darunter auch Deutschland, 
gegeben, nuklear betriebene militärische U-Boote zu bauen. 
Aus völkerrechtlichen Gründen wäre damals die Zustimmung 
der Alliierten nötig gewesen, die diese jedoch verweigerten 
(Spiegel 2008). In den späten 1980er Jahren war Kanada an 
britischen U-Booten interessiert und wollte dafür die IAEO-
Sicherungsmaßnahmen auf sein militärisches Spaltmaterial 
unterbrechen. Nach Ansicht von Experten hätte sich Kanada 
dadurch als schlechtes Beispiel erwiesen und möglicherweise 
Nachahmer ermutigt (Rauf & Desjardins 1988). Wegen der 
hohen Kosten und wegen des Endes des Kalten Krieges ließen 
die Kanadier den Plan fallen, aber bis heute gibt es gelegent­
lich Forderungen nach kanadischen Nuklear-U-Booten (Ew­
ing 2011). In der Diskussion waren auch Nuklear-U-Boote für 
Australien (Cowan 2012). Heute plant Brasilien  den Bau von 
nuklear betriebenen U-Booten (Costa 2017). 2012 kündigte 
Iran einen Plan für eigene Nuklear-U-Boote an. Obwohl man 
bezweifeln kann, dass Iran die Technik dafür beherrscht, wäre 

13	 Vgl. INFCIRC/153 (§14b) des Modellabkommens zwischen der IAEO 
und dem zu inspizierenden Nichtkernwaffenstaat (Information Circular 
(Verkündungen der IAEA)).

KWS haben umfangreiche Datenbanken mit Messwerten, 
die sie durch ihre früheren Tests gewonnen haben, und auf­
wendige alternative Experimentieranlagen. Diese haben die 
Schwellenländer nicht. Die KWS können also mit Hilfe von 
Computersimulationen und ihren Datenbanken größere Tests 
zum Teil ersetzen. Die technischen Fähigkeiten der KWS sind 
jedoch umstritten. Manche Experten bezweifeln, dass sie auf 
dieser Grundlage neuartige Kernwaffen entwickeln können 
(Garwin 2001), aber das Misstrauen ist da (Ghose 1997). Es 
wird auch durch verschiedene Aktivitäten einiger KWS ge­
schürt, darunter sogenannte „subkritische Tests“, bei denen 
zwar keine selbsterhaltenden Kettenreaktionen stattfinden, die 
aber doch deutlich machen, wie viel Aufwand immer noch in 
Forschungsaktivitäten für Kernwaffen gesteckt wird.12 Auch die 
Entwicklung des sogenannten „reliable replacement warhead“ 
durch die USA weckt Misstrauen (Franceschini 2006). Dieser 
Sprengkopf ist zwar nicht neuartig, aber er erlaubt eine ein­
fachere Wartung und längere Lagerung. Inzwischen ist dieses 
Programm gestoppt worden. Einige KWS haben ihre früheren 
Testgelände geschlossen, andere, wie z.B. die USA, geben für 
die weitere Pflege Milliarden aus.

In beiden Verträgen geht es Kritikern darum, dass die KWS 
trotz Vertrag in der Lage wären, einige Aktivitäten weiter zu 
betreiben, die eigentlich gestoppt werden sollen. Im Fall eines 
FM(C)T ohne Einbeziehung der Bestände könnten sie wieder 
massiv aufrüsten, im Fall des CTBT sind sie auch ohne Tests 
in der Lage, ihre Sprengköpfe bis zu einem gewissen Grad zu 
modernisieren. In beiden Fällen wären den NKWS dagegen 
ähnliche Möglichkeiten verbaut. Der Nichtverbreitung würden 
die beiden Verträge also dienen, der Abrüstung hingegen kaum.

Bei den CTBT-Verhandlungen wurde dieser Konflikt erst an­
lässlich der Verhandlungen um das Inkrafttreten, kurz vor 
Abschluss sichtbar. Im Fokus stand Indien, auf das der CTBT 
nach dem Wunsch vieler Staaten ja tatsächlich abzielen sollte. 
Indien forderte nichts weniger als einen Zeitplan für vollstän­
dige nukleare Abrüstung als Teil des CTBT. Es war klar, dass 
ein Insistieren auf dieser Maximalposition die Verhandlungen 
blockieren würde, daher unterstützten sie keine anderen De­
legationen (Bidway & Vanik 1997). Der wahre Grund, warum 
Indien die Verhandlungen blockierte, war jedoch, dass Indien 
noch einige Tests durchführen wollte, was es in der Folge auch 
tat (Chellaney 1996). Geteilt wurde jedoch Indiens Forderung 
nach mehr Respekt für die Abrüstungskomponente. Die Miss­
achtung, mit der die Kernwaffenstaaten auch dieser Forderung 
begegneten, befeuerte die Wahrnehmung von Ungerechtigkeit 
(Keller 1997). So lehnten sie zum Beispiel auch Formulierungs­
vorschläge Indiens für die Präambel ab, obwohl diese durchaus 
vernünftig waren, etwa, dass das Ziel des CTBT das Ende des 
qualitativen Rüstungswettlaufs sein solle.

Infolge dieser Erfahrungen nahmen viele Delegationen die er­
sten Konsultationen zum Mandat von FM(C)T-Verhandlungen 
mit beträchtlichen Vorbehalten auf. Dieses Mal lag der unge­
löste Konflikt, ob der Vertrag nur der Nichtverbreitung oder 
auch der Abrüstung dienen sollte, von Anfang an auf dem 
Tisch. Viele Beobachter waren misstrauisch, dass die KWS das 

12	 Das Acronym Institut hat eine Sammlung aller Pressemeldungen über 
subkritische Experimente zusammengestellt: www.acronym.org.uk.
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kann, um zu waffentauglichem HEU zu werden. Um dies zu 
verhindern bzw. aufzudecken, sind Verifikationsmaßnahmen 
nicht nur in Produktionsanlagen, sondern auch in Kernreak­
toren und Lagerstätten notwendig. 

Aus den Diskussionen seit 1996 geht jedoch hervor, dass es 
sehr unterschiedliche Vorstellungen über die Gründlichkeit 
von Verifikation gibt. Einige KWS und Fürsprecher, insbe­
sondere Australien, wollen ein eingeschränktes Szenario, den 
sogenannten „Focused Approach“, demzufolge nur in Pro­
duktionsanlagen die Anreicherung und Wiederaufarbeitung 
verifiziert würde. Auf Materialbuchhaltung würde ganz ver­
zichtet (Bragin et al. 1998). Sobald Material nicht mehr direkt 
waffentauglich ist, würde es aus der Verifikation herausfallen. 
Man kann jedoch auch mit Hilfe von Wiederaufarbeitung aus 
abgebrannten Brennelementen waffentaugliches Material 
extrahieren. Die Verifikation wäre in diesem Szenario weniger 
vertrauenswürdig.

Die NKWS erwarten, dass der FM(C)T eine Regelung enthält, die 
ihre bisherigen IAEO-Sicherungsmaßnahmen als gleichwertig 
zur FM(C)T-Verifikation anerkennt, weil sie keine Doppelbela­
stung wollen. Andererseits soll der Vertrag nicht diskriminierend 
sein, also die gleichen Regeln für alle beinhalten. Das wird 
nur formal möglich sein, denn solange es keine vollständige 
nukleare Abrüstung gibt, wird es auch bei der Verifikation un­
gleiche Rechte und Pflichten für verschiedene Vertragspartner 
geben. Für die Rechtfertigung dieser Ungleichheit gibt es zwei 
Argumente: erstens die Kosten. Verifikation ist umso teurer, je 
gründlicher sie ist, vor allem angesichts der großen Nuklear­
industrie in den KWS. Zweitens, so ein oft zitiertes Argument, 
mache es doch keinen Unterschied, ob die Verifikation in KWS 
so genau sei wie ein NKWS, da kleine Mengen angesichts der 
großen Bestände nicht ins Gewicht fielen. Bei einem NKWS 
sei es jedoch von großer Bedeutung, ob er einen oder keinen 
Sprengkopf habe.

Das erste Argument, also die Kosten, muss gründlich untersucht 
werden, was auch in der vorliegenden Pattsituation möglich 
ist. In einer Studie aus dem Jahr 2005 kommt die IAEO zu dem 
Schluss, dass eine gründliche Verifikation etwa dreimal so teuer 
ist wie eine nach den Bedingungen des Focused Approach (IAEA 
1995). Seit 2005 sind die Sicherungsmaßnahmen vor allem 
im Hinblick auf Kosteneffizienz jedoch gründlich reformiert 
worden. Im Vergleich zu Rüstungsausgaben oder der Pflege der 
noch bestehenden Testgelände wären die Verifikationskosten 
ohnehin marginal. Offensichtlich ist die Wertschätzung für 
eine gründliche FM(C)T-Verifikation aber so gering, dass das 
Kostenargument zieht. Auch dies wird von vielen als sehr 
ungerecht empfunden.

Das zweite Argument erfordert grundsätzlichere Überlegungen. 
Die Haltung dazu hängt davon ab, ob man den FM(C)T als 
Vorbereitung für eine kernwaffenfreie Welt ansieht oder nicht. 
Solange die Zahl der noch existierenden Sprengköpfe groß ist, 
machen kleine Abweichungen bei der Verifikation nichts aus, 
dies ändert sich jedoch, wenn die Bestände kleiner werden,. 
Nur wenn man die Vision einer kernwaffenfreien Welt erst 
gar nicht hat, kann man dieses Argument anführen. Und ist 
es weniger gravierend, wenn ein KWS einen Vertrag bricht, als 
wenn ein NKWS dies tut? Ist die Verpflichtung sich an Verträge 

deren Entwicklung ein Vorwand, den IAEO-Sicherungsmaß­
nahmen hochangereichertes Uran (highly enriched uranium, 
HEU) zu entziehen.14

1. Bisher hat die internationale Gemeinschaft ein solches Sze­
nario erfolgreich vermieden, und die meisten Staaten sind sich 
einig, dass dies so bleiben soll. Aber im Fall eines FM(C)T, der 
die unverifizierte Produktion von waffentauglichem Nuklear­
material für andere als zivile Zwecke weiterhin erlauben würde, 
wäre es sehr schwierig, einen Staat davon abzuhalten, da dies 
als ungerechte Diskriminierung wahrgenommen würde.

2. Das Problem wird noch deutlicher durch die internationalen 
Bemühungen, den Gebrauch von HEU, das direkt waffentaug­
lich ist, auch in zivilen Reaktoren abzuschaffen und durch 
anderen, weniger sensitiven Brennstoff zu ersetzen, während 
das HEU in NKWS IAEO-Sicherungsmaßnahmen unterliegt 
(Schaper 2013). Es dürfte sich als schwierig erweisen, diese 
Bemühungen aufrechtzuerhalten, wenn der FM(C)T eine sol­
che Lücke aufweisen würde. Ärger wegen wahrgenommener 
Ungerechtigkeit wäre vorprogrammiert. Die Staaten, die waf­
fentaugliches HEU für U-Boot-Antriebe nutzen, besitzen riesige 
Mengen von Beständen aus der Abrüstung, die für Jahrzehnte 
als Brennstoff ausreichen. Es bliebe also genug Zeit, eine neue 
Generation von Reaktoren und U-Booten zu konstruieren, 
die mit anderem, nicht direkt waffentauglichem Brennstoff 
betrieben werden. Hierfür können viele Erkenntnisse aus der 
oben erwähnten Kampagne zur Umstellung der zivilen For­
schungsreaktoren genutzt werden.

Dieser Konflikt ist weniger bekannt als der zur Einbeziehung 
der Bestände. Der Grund liegt hauptsächlich darin, dass viele 
Delegationen zunächst mit den Verhandlungen beginnen und 
zusätzlichen Streit vermeiden wollen. Es ist jedoch klar, dass 
die internationale Gemeinschaft gleiche Regeln für alle fin­
den muss, sonst würde sich das Gerechtigkeitsproblem noch 
verschärfen.

6.	Verifikation eines FM(C)T und Gerechtigkeit

Verifikationsszenarien für einen FM(C)T sind schon im Vorfeld 
diskutiert worden. Auch in diesem Bereich wird über Diskri­
minierung und Gerechtigkeit gestritten.

Die Aufgabe der Verifikation besteht darin, geheime Produkti­
on für nicht deklarierte Zwecke und heimliche Abzweigungen 
zu entdecken, genau wie im NVV. Der Unterschied zwischen 
dem FM(C)T und dem NVV besteht darin, dass die KWS im 
Fall des FM(C)T unverifizierte Altbestände behalten dürfen. 
In einem gründlichen Verifikationsszenario entsprächen die 
Verifikationsmaßnahmen den umfassenden Sicherungsmaß­
nahmen der IAEO. D.h., sie müssten den gesamten zivilen 
Brennstoffkreislauf eines Staates umfassen. Die zentrale Me­
thode hierbei ist die sogenannte Materialbuchhaltung, die die 
Produktion aller Nuklearmaterialien in einem Staat umfasst und 
auch Vorläufermaterialien einbezieht. Ein Beispiel ist schwach 
angereichertes Uran (low enriched uranium, LEU), das selbst 
zwar nicht waffentauglich ist, aber weiter angereichert werden 

14	 Reuters, Tuesday June 12, 2012.
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zu halten, nicht für alle gleich? Auch dies ist eine prinzipielle 
Gerechtigkeitsfrage. Gibt es unterschiedliche Grade des Ver­
trauens in Vertragspartner?

Der doppelte Standard scheint im Denken einiger Staaten tief 
verankert zu sein und ist einer der Ursachen des Unmuts über 
wahrgenommene Ungerechtigkeiten. 

7.	Schlussfolgerungen

Der FM(C)T ist nur eines von mehreren Beispielen, die zeigen, 
wie schädlich sich Ungerechtigkeiten auf das NV-Regime aus­
wirken können. In der Vergangenheit wurden Diskriminierung 
und Ungleichheit als vorübergehendes Phänomen betrachtet, 
da das Ziel eine kernwaffenfreie Welt sei, in der alle Staaten 
(wieder) gleich seien. Der Glaube daran schwindet jedoch 
aufgrund vergangener Erfahrungen, und so schwindet auch 
der gute Wille zu weiterer Kooperation. Der Verdacht wächst, 
dass die KWS ihren Status und den Status quo des doppelten 
Standards verewigen wollen. So war es zwar noch möglich, den 
CTBT erfolgreich zu verhandeln, aber auch dessen Inkrafttreten 
steht noch aus und ein Verhandlungsmandat zum FM(C)T gibt 
es bis heute nicht. 

Das ist auch schädlich für andere Bemühungen, z.B. die Kam­
pagne zur Umstellung der zivilen Forschungsreaktoren und 
zur Abschaffung von HEU. Auch hier tauchte immer wieder 
der Verdacht des Anlegens von verschiedenen Maßstäben auf. 
Nicht nur waren die USA in einer früheren Phase sehr zögerlich 
mit der Umstellung ihrer eigenen Reaktoren,15 sie sehen auch 
keinen Anlass ihre militärischen Reaktoren umzustellen und 
dies auch nur zu begründen.

Ein weiteres Beispiel sind zurzeit stattfindende Reformen 
der IAEO-Sicherungsmaßnahmen, bei der eine Differenzie­
rung zwischen Staaten eingeführt wird, die sich nach der 
Transparenz der jeweiligen Nuklearindustrie richtet: Je mehr 
Transparenz, also je mehr Zugang für die IAEO, desto mehr 
Vertrauen und desto geringer der Aufwand bei Sicherungsmaß­
nahmen. Es wird schwieriger, Staaten zu mehr Transparenz 
zu bewegen, wenn für die KWS im FM(C)T andere Standards 
eingeführt werden.

Jede neue Ungerechtigkeit hat Einfluss auf zukünftige Abrü­
stungs- und Nichtverbreitungsprojekte und türmt den Berg 
der Frustration und des Misstrauens weiter auf. Die dem NV-
Regime inhärente Diskriminierung der zwei unterschiedlichen 
Rollen der KWS und NKWS beruht auf der Abmachung, das 
gemeinsame Ziel sei, die Diskriminierung zu überwinden 
und alle Kernwaffen abzuschaffen. Inzwischen ist viel Zeit 
vergangen und der Glaube an diese Abmachung schwindet; 
viele Staaten werden immer ungeduldiger. Es scheint, dass 
die KWS das NV-Regime zur Machtprojektion missbrauchen. 
Dies ist auch die Ursache des ausbleibenden Fortschritts beim 
FM(C)T. Wenn die KWS diese Ungeduld und das Prinzip der 
Gerechtigkeit nicht allmählich ernst nehmen, gerät das ganze 
NV-Regime in Gefahr. 

15	 Die Verwendung von HEU im Argonne-Reaktor fand aus Kostengründen 
dann doch nicht statt. Siehe Schaper 2013.
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